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Vernehmlassung zum neuen Bundesgesetz über elektronische Medien 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Bundesrat hat am 20. Juni 2018 das Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kom-
munikation (UVEK) beauftragt, zum Entwurf eines neuen Bundesgesetzes über elektronische 
Medien (BGeM) ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Mit Schreiben vom 21. Juni 2018 
gelangt Frau Bundesrätin Doris Leuthard an die Kantone und eröffnet diesen die Möglichkeit zur 
Stellungnahme zum Entwurf des neuen BGeM. 

Wir nutzen diese Gelegenheit gerne und äussern uns zum vorgelegten Entwurf des neuen BGeM 
wie folgt. 

Das neue BGeM soll das heutige Bundesgesetz über Radio- und Fernsehen (RTVG) ablösen. Der 
vorliegende Entwurf trägt der gegenwärtigen Entwicklung hin zur Digitalisierung und der dar-
aus resultierenden zunehmenden Bedeutung der Online-Medien Rechnung, indem die Förde-
rung der Service-public-Leistungen im Bereich der elektronischen Medien neu auf Online-
Angebote (z.B. On-Demand-Angebote im Internet) ausgeweitet und nicht mehr nur auf lineare 
Radio- und Fernsehprogramme beschränkt wird. Im Online-Bereich werden finanzielle Mittel 
jedoch nur für Service-public-Leistungen gewährt, die unabhängig vom Medium (Radio, Fernse-
hen oder online) im Wesentlichen auf Audio- und Videoinhalte setzen und nicht reine Textange-
bote sind.  

Der Gesetzesentwurf sieht weiter die Schaffung einer unabhängigen Regulierungs- bzw. Auf-
sichtsbehörde vor, um eine grössere Staatsferne zu gewährleisten. Der neu zu schaffenden 
Kommission für elektronische Medien (KOMEM) sollen Aufgaben übertragen werden, die derzeit 
vom Bundesrat, dem UVEK und dem Bundesamt für Kommunikation (BAKOM) wahrgenommen 
werden. So obliegt ihr künftig die Konzessionserteilung an die SRG, der Abschluss der Leistungs-
vereinbarungen mit andern Medienanbietern, welche Service-public-Leistungen erbringen, und 
die Wahrnehmung von Aufsichtsaufgaben. Sie besteht aus vom Bundesrat gewählten Sachver-
ständigen und ist von der Bundesverwaltung unabhängig.  

Das neue Gesetz zielt ausserdem darauf ab, die Regulierung für Medien ohne Service-public-
Auftrag weiter zu lockern. So fallen Radiostationen ohne Leistungsauftrag nicht mehr unter den 
Geltungsbereich des neuen Gesetzes. Künftig soll nur noch die SRG eine Konzession erhalten. Die 
übrigen Radio- und Fernsehveranstalter müssen bei der neuen Konzessionsbehörde KOMEM den 
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Abschluss einer Leistungsvereinbarung beantragen. Die Meldepflicht von Programmen wird ab-
geschafft. Hingegen gelten für Fernsehveranstalterinnen ohne Leistungsauftrag aufgrund inter-
nationaler Verpflichtungen weiterhin Mindestvorschriften wie z. B. Werbe- oder Jugendschutz-
bestimmungen. Mit dem neuen Gesetz sollen aber auch mehrere Fördermassnahmen wegfallen, 
so insbesondere die Förderung neuer Technologien und die Unterstützung der Nutzungsfor-
schung. 

An einem umfassenden Service-public-Auftrag der SRG soll festgehalten werden, indem diese 
auf nationaler Ebene weiterhin umfassende Medienangebote in den Bereichen Information, 
Kultur, Bildung sowie Unterhaltung und Sport in allen Sprachregionen anbieten muss. Neu soll 
allerdings der Bundesrat für die SRG neue Höchstbeträge, z. B. einen Maximalbetrag für die 
kommerziellen Einnahmen, oder den für bestimmte Bereiche mindestens zu verwendenden An-
teil des Unterstützungsbetrags festlegen können. Dadurch kann er beispielsweise verlangen, dass 
die Hälfte der Abgabe für die Information verwendet werden muss. Für die SRG bleibt die Wer-
bung in Radioprogrammen verboten und die Möglichkeit der Online-Werbung ausgeschlossen. 
Weiter wird im Gesetzesentwurf der Grundsatz verankert, dass die SRG mit anderen Medienun-
ternehmen zusammenarbeiten darf und diesen ihre eigenen Inhalte zu fairen und nichtdiskrimi-
nierenden Bedingungen zur Verfügung stellen muss. Der Bundesrat wird zudem ermächtigt, die 
Mittel zu bestimmen, welche die SRG für Koproduktionen in den Bereichen Unterhaltung und 
Sport mit anderen schweizerischen Medienanbieterinnen einsetzen muss. 

Hingegen sollen auch jene Medienanbieterinnen in den Genuss öffentlicher Unterstützung ge-
langen, die entweder auf lokaler oder regionaler Ebene oder für bestimmte Zielgruppen oder 
unter Einbezug des Publikums unter journalistisch professioneller Anleitung Service-public-
Leistungen erbringen. Die Unterstützung hängt von den erbrachten Leistungen ab, die jeweils in 
einer Leistungsvereinbarung festgelegt werden sollen. Für die Unterstützung dieser elektroni-
schen Medienangebote steht ein Maximalbetrag von 6 % des Gesamtertrages aus der Abgabe 
für elektronische Medien zur Verfügung. Die Beurteilung der Unterstützungsgesuche erfolgt 
nach Kriterien wie publizistische Leistung, Zielgruppe und Mehrwert im Vergleich zu anderen 
Angeboten in der gleichen Region. Die Vereinbarungen werden zwischen der neuen unabhän-
gigen Regulierungsbehörde und den Medienanbieterinnen abgeschlossen. Ebenfalls durch die 
Abgabe unterstützt wird die Produktion, Ausstrahlung und Aufbereitung von Medienangeboten 
für Menschen mit Sinnesbehinderungen.  

Die bereits im aktuellen Gesetz vorgesehene indirekte Förderung der Aus- und Weiterbildung 
soll ausgeweitet werden. Dafür stehen höchstens zwei Prozent des Ertrags der Abgabe für elekt-
ronische Medien zur Verfügung. Diese indirekte Förderung kann auch journalistischen Selbstre-
gulierungsorganisationen im Bereich des Journalismus, Nachrichtenagenturen oder für innovati-
ve IT-Lösungen gewährt werden. 

Wir begrüssen im Grundsatz die mit dem neuen BGeM vorgeschlagenen Neuerungen, insbeson-
dere die Erweiterung der Fördermöglichkeiten auf Service-public-Leistungen im Online-Bereich. 
Diese Öffnung erachten wir als notwendig, um der fortschreitenden Digitalisierung und den sich 
daraus ergebenden Veränderungen der Medienangebote und deren Nutzung Rechnung tragen 
zu können. Ebenso begrüssen wir, dass an einem umfassenden Service-public-Auftrag der SRG 
festgehalten und diese zur Kooperation mit andern Medienunternehmen verpflichtet wird. 

Die vorgeschlagene stärkere Entkoppelung der Medienregulierung von der Exekutive entspricht 
der verfassungsrechtlich verankerten Staatsunabhängigkeit der öffentlichen Medien und ist da-
her grundsätzlich zu begrüssen, ebenso der Vorschlag, die neue Regulierungsbehörde mit unab-
hängigen Experten zu besetzen. Allerdings wird dieser neu zu schaffenden Aufsichtsbehörde 
einerseits ein grosser Ermessensspielraum und andererseits eine relativ grosse Machtposition 
eingeräumt, was die Gefahr von Missbrauch und unverhältnismässigen Eingriffen in die autono-
men Entscheidungsbereiche der beaufsichtigten Unternehmen in sich birgt. Es wird sich erst wei-
sen müssen, ob genügend wirklich unabhängige Experten zur Besetzung dieser Aufsichtsbehör-
de gefunden und gewonnen werden können. Sollte dies nicht der Fall sein und die strikte Unab-
hängigkeit dieser Behörde von einzelnen Anbietern nicht gewahrt werden können, würde dies 
der Glaubwürdigkeit und Akzeptanz derselben rasch Abbruch tun sowie dem Vertrauen der Öf-
fentlichkeit in die Medienregulierung Schaden zufügen. Es erscheint uns daher als angezeigt, die 
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Wirkungsweise dieser neuen Aufsichtsbehörde in gewissen Abständen einer Evaluation zu un-
terziehen um ggf. rechtzeitig Korrekturmassnahmen auf Gesetzesstufe einleiten zu können. 

Die Lockerung der Regulierung für Medien ohne Service-public-Auftrag erachten wir im Grund-
satz ebenfalls als richtig. Diejenigen Medienanbieterinnen, welche Service-public-Leistungen 
erbringen, müssen – mit Ausnahme der SRG, welche als einzige eine Konzession erhalten soll – 
der neuen Regulierungsbehörde den Abschluss einer Leistungsvereinbarung beantragen. Diese 
neue Regulierungsbehörde wird daher künftig grösstenteils über Art, Vielfalt und Ausgestaltung 
des Service-public in den Regionen und damit nicht zuletzt auch über die Existenzgrundlage ein-
zelner Medienunternehmen bestimmen. Der ihr gewährte Ermessensspielraum ist dabei sehr 
gross.  Auch diese Regelung zeigt, welch' starke Machtposition die neue Regulierungsbehörde 
einnehmen wird. Wir sind an einer adäquaten Medienvielfalt und an einem starken regionalen 
Service-public interessiert, welcher auch die Versorgung der ländlichen Regionen wie auch von 
Minderheiten und Randgruppen möglichst optimal abdeckt. Auch aus diesem Grunde muss die 
strikte Unabhängigkeit dieser Behörde von einzelnen Anbietern sichergestellt und deren Wir-
kungsweise in gewissen Abständen überprüft werden, um ggf. auf Gesetzesstufe rechtzeitig 
Korrekturmassnahmen einleiten zu können. 

Im Gesetzesentwurf ist die Unterstützung der Nutzungsforschung nicht mehr vorgesehen. 
Dadurch entfällt die bisherige gemeinschaftliche Finanzierung der Nutzungsforschung durch den 
Medienmarkt, die Werbewirtschaft und den Bund und damit eine bewährte Form der Public 
Privat Partnership. Da gerade die Medienregulierung weiterhin auf verlässliche Basisdaten zur 
Verbreitung und Nutzung subventionierter Service-public Angebote angewiesen sein wird, er-
achten wir eine Mitfinanzierung durch den Bund als unabdingbar. Wir beantragen daher die 
Aufnahme der Unterstützung einer den aktuellen Bedürfnissen angepassten Nutzungsforschung 
in den Gesetzesentwurf. 

Wir danken für die Möglichkeit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer Anliegen 
und verweisen im Weiteren auf unsere Ausführungen im Fragebogen zur Vernehmlassung. 

Mit freundlichen Grüssen 

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES 

sig. sig. 
Roland Heim Andreas Eng 
Landammann Staatsschreiber 
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